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1, 2 vertreten durch Rechtsanwaltin lic. iur. X.

gegen

C. ,
Klagerin, Widerbeklagte und Berufungsbeklagte

gesetzlich vertreten durch D. ,

dieser vertreten durch Rechtsanwaltin Dr. iur. Y.
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2017 (CG150037-G)



Rechtsbegehren:

Klage (Urk. 2 S. 2):

"1. Es seien die beiden Beklagten zu verpflichten, in der von den bei-
den Prozessparteien bewohnten Liegenschaft (E. -Strasse
1, ... F. ; Kat. Nr. 2) die zwei von ihnen verschlossenen Tu-
ren zwischen unterster Liftstation und Garage wieder zu 6ffnen
und so der Klagerin den Zugang vom Lift zur Garage bzw. aus
der Garage zum Lift zu ermdglichen;

2. Es seien die beiden Beklagten zu verpflichten, der Klagerin in der
Garage der genannten Liegenschaft die uneingeschrankte Benut-
zung einer Garagenhalfte zu ermdglichen, d.h. ihr einen Abstell-
platz flr einen PW freizuhalten.;

Unter Kosten- und Entschadigungsfolgen zu Lasten der beiden Be-
klagten."

Widerklage (Urk. 15 S. 2):

"1. Der Klagerin und Widerbeklagten sowie deren Mitbewohner
D. sei unter Androhung der Bestrafung wegen Ungehor-
sams im Sinne Art. 292 StGB zu verbieten, eines oder mehrere
Fahrzeuge in der Garage der Liegenschaft Kat.-Nr. 2, E. -
Strasse 1, ... F. abzustellen.

2. Unter Kosten- und Entschadigungsfolgen (zzgl. gesetzlicher
MwSt) zulasten der Klagerin und Widerbeklagten."

Beschluss des Bezirksqgerichts Meilen vom 26. September 2017

(Urk. 66 S. 27):

Auf die Widerklage wird nicht eingetreten, soweit sie D. betrifft.
[Mitteilungen].

Urteil des Bezirksgerichts Meilen vom 26. September 2017
(Urk. 66 S. 27 f.):

Die beiden Beklagten werden verpflichtet, in der von den beiden Prozess-
parteien bewohnten Liegenschaft (E. -Strasse 1, ... F. ; Kat.
Nr. 2) die zwei von ihnen verschlossenen Turen zwischen unterster Lift-
station und Garage wieder zu 6ffnen und so der Klagerin den Zugang vom
Lift zur Garage bzw. aus der Garage zum Lift zu ermdglichen.



2. Die beiden Beklagten werden verpflichtet, der Klagerin die Benltzung der in
der genannten Liegenschaft gelegenen Garage mit einem VW ... oder einem
ahnlich grossen Personenwagen zu ermoglichen, d.h. ihr einen Abstellplatz
fur einen derartigen Personenwagen freizuhalten.

Im Mehrumfang wird die Klage abgewiesen.
Die Widerklage wird abgewiesen, soweit darauf eingetreten wird.
Die Entscheidgebuhr wird festgesetzt auf CHF 4'000.—.

Die Gerichtskosten sowie die Kosten des Schlichtungsverfahrens werden zu
einem Achtel der Klagerin und zu sieben Achteln den Beklagten auferlegt.
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7. Die Entscheidgebihr wird mit dem von der Klagerin geleisteten Kostenvor-
schuss verrechnet, und es werden die Beklagten unter solidarischer Haftung
verpflichtet, der Klagerin die Gerichtskosten im Umfang von CHF 3'500.—
und die Schlichtungskosten im Umfang von CHF 481.25.— zu ersetzen.

8. Die Beklagten 1 und 2 werden unter solidarischer Haftung verpflichtet, der
Klagerin eine Parteientschadigung von CHF 5'832.— (8 % MwSt. darin ent-
halten) zu bezahlen.

9. [Mitteilungen].
10. [Rechtsmittelbelehrung].

Berufungsantrage:

der Beklagten und Widerklager (Urk. 65 S. 2):

"1. Die Ziffern 1, 2 und 4 sowie 6 - 8 des vorinstanzlichen Urteils sei-
en aufzuheben.

2. Die Klage sei vollumfanglich abzuweisen, eventuell zur Ergan-
zung des Sachverhalts und neuer Entscheidung an die Vorinstanz
zuruckzuweisen.

3. Die Widerklage sei gutzuheissen, soweit sie sich gegen die Beru-
fungsbeklagte richtet.

4.  Unter Kosten- und Entschadigungsfolgen (zzgl. gesetzlicher
MwSt.) fur das erst- und zweitinstanzliche Verfahren zu Lasten
der Berufungsbeklagten.

5. Eventualiter seien die Kosten- und Entschadigungsfolgen des vor-
instanzlichen Entscheides neu festzusetzen und zwar seien die
Gerichtskosten des vorinstanzlichen Verfahrens den Parteien je
zur Halfte aufzuerlegen und es sei im vorinstanzlichen Verfahren
auf die Zusprechung von Parteientschadigungen zu verzichten."



der Klagerin und Berufungsbeklagten (Urk. 73 S. 2):

"Es sei die Berufung der Gegenpartei vom 26.10.2017 vollum-
fanglich abzuweisen und das vorinstanzliche Urteil vom
26.09.2017 (CG150037) zu bestatigen;

unter Kosten- und Entschadigungsfolgen (zuzuglich MWST) zu
Lasten der Berufungsklagerin."

Erwagungen:

1.  Sachverhalt

1.1. Die im Jahre 1967 geborene Beklagte 1 ist die Tochter der im Jahre 1942
geborenen Klagerin. Der Beklagte 2 ist mit der Beklagten 1 verheiratet und daher

der Schwiegersohn der Klagerin.

1.2. Die Klagerin war Alleineigentumerin der Liegenschaft Kat.-Nr. 2, E. -
Strasse 1, in F. (vgl. Urk. 84). Bis zu dessen Tode hatte sie mit ihrem da-

maligen Ehemann in diesem Hause gelebt. Im August 1988 zog ihr heutiger Le-

benspartner, D. , in das Haus E. -Strasse 1 (Urk. 15 Rz 11; Urk. 19
S. 8). Im Jahre 1997 liess die Klagerin einen Anbau zum Hause E. -Strasse
1 errichten, heute bezeichnet als E. -Strasse 1a. Beide Hausteile haben —

auf gleicher Hohe und nebeneinanderliegend — separate Eingangstiren. In den
Hausteil E._ -Strasse 1a wurde anlasslich seiner Erstellung ein kleinerer Per-
sonenaufzug eingebaut. Im Jahre 1997 zogen die Beklagten mit ihrer im Jahre
1997 geborenen Tochter G._ indas Haus E._ -Strasse 1, wahrend die

Klagerin zusammen mit inrem Lebenspartner vom Haus 1 in das Haus 1a zog.

1.2.1. Gemass dem Uber Internet 6ffentlich zuganglichen GIS-Browser des Kan-
tons Zurich (www.maps.zh.ch) weist das Grundstuck Kat.-Nr. 2 eine Flache von
1059 m? auf und présentiert sich wie folgt (rosa: Geb&ude; grau: Strasse, Trottoir;

blau: Gewasser/Wasserbecken; gepunktet: unterirdisches Gebaude):



1b

1a

1.2.2. Die Hausteile E.__ -Strasse 1Tund E.___ -Strasse 1a weisen die ein-
heitliche Versicherungsnummer 3 auf. Infolge der Hanglage ist der Hausteil

E.  -Strasse 1 ungefahr ein Geschoss tiefer gelegen als der Hausteil

E.  -Strasse 1a (vgl. Urk. 16/4 Blatt 4 und 5). Der Hausteil E.__ -Strasse
1a verfugt Uber ein Obergeschoss (Wohngeschoss mit Terrasse), ein Hochpar-
terre (Schlafzimmer) sowie ein Eingangsgeschoss. Im Hausteil E.__ -Strasse 1

befindet sich ein Hochparterre, ein Eingangsgeschoss sowie ein Kellergeschoss.

Die unterste Liftstation des Hauses E. -Strasse 1a befindet sich auf der H6-
he des Kellergeschosses des Hauses E. -Strasse 1 und ist mit diesem Uber
einen Vorraum verbunden; zwischen Vorraum und dem Haus E. -Strasse 1

befindet sich eine abschliessbare Ture (Urk. 16/2/3). Sidwestlich schliesst sich
das tiefer gelegene Garagengeschoss an. Dieses umfasst einen Garagen- sowie
einen Tankraum. Vor dem Garagentor befindet sich ein Vorplatz mit insgesamt
vier, d.h. zweimal je zwei hintereinander liegenden Aussenparkplatzen (vgl.

Urk. 16/4, Urk. 5/3 und Urk. 16/5).



1.2.3. Mit Ausnahme des Zugangs zum Aufzug im Kellergeschoss des Hausteils
E.  -Strasse 1 sind die beiden Hausteile baulich voneinander getrennt: Der
Hausteil E.__ -Strasse 1a bietet eine selbstandige Wohneinheit und weist eine
Klche (Obergeschoss) und Nasszellen (WC im Obergeschoss, Dusche und WC
sowie Badewanne und WC im Hochparterre) sowie eigene Kellerrdumlichkeiten
mit Waschkuche im Eingangsgeschoss auf (Urk. 16/4). Fur beide Hausteile gibt
es nur eine einzige Heizung und nur einen einzigen dazugehorigen Tankraum, die
sich beide im Haus 1 befinden. Die Hausteile verfligen je Uber eine separate
Haustlr auf derselben Ebene (Prot. Il S. 16 unten; Eingangsgeschoss, ca. 462.5
m.u.M.). Vom Vorplatz bzw. vom Garagentor aus (ca. 456.5 m.u.M.) fuhrt ein
Fussweg im Freien Uber insgesamt 34 Treppenstufen westlich um das Haus zu
den Hausturen und damit in das jeweilige Eingangsgeschoss (Prot. Il S. 16;

vgl. Urk. 16/5/2, Urk. 16/4 Blatt 3): Der Zugang weist zwischen Garagenvorplatz
und den Eingangsturen vier Treppenblocke (drei zu neun Stufen und einer zu sie-

ben Stufen) auf, die jeweils auf einen Absatz fuhren (vgl. Prot. Il S. 15 f.).

1.2.4. Die beiden Hausteile sind nicht nur Uber die Aussentreppen, sondern auch
durch die Garage Uber einen Innenzugang erreichbar: Von der Garage fihrt der
Innenzugang nach Passieren einer Ture Uber zwei Treppenblocke zu 1 bzw. 5
Stufen (Prot. Il S. 12; Urk. 16/2/11-14) in die im Kellergeschoss des Hauses

E.  -Strasse 1 gelegene Waschkuche (Prot. Il S. 12 oben; Urk. 16/2/9-10).
Von dort aus gelangt man Uber eine weitere Stufe durch einen "Vorplatz" (so be-
zeichnet im Grundriss Urk. 5/3; vgl. Prot. Il S. 12, unten links, S. 13 oben und un-
ten sowie S. 14 Mitte) bzw. durch einen Gang zu einer Ture, die in den Hausteil
E.  -Strasse 1a bzw. zur untersten Liftstation dieses Hauses fuhrt

(Urk. 16/2/2). Hinter dieser Ture befindet sich ein Vorraum und der Zugang zum
Aufzug (Prot. Il S. 14 unten; Urk. 16/2/3-4). Der Vorraum mit Zugang zum Aufzug
ist die einzige Raumlichkeit auf dieser Ebene, die zum Haus E.__ -Strasse 1a
gehort. Die Kellerraumlichkeiten des Hauses E._ -Strasse 1a befinden sich
dagegen ein Stockwerk hoéher in dessen Eingangsgeschoss (vgl. Urk. 16/4 Blatt
3). Der Aufzug verbindet innerhalb des Hausteils E.__ -Strasse 1a die Ebene,

auf der sich das Kellergeschoss des Hauses E. -Strasse 1 befindet, mit dem



Eingangsgeschoss (Eingang, Keller), dem Hochparterre (Schlafen) sowie mit dem

Obergeschoss (Wohnen) des Hauses E. -Strasse 1a (Urk. 5/3).

1.3. Unter dem Titel "Teilweiser Erbvorbezug" trat die Klagerin als "veraussern-
de Partei" mit offentlich beurkundetem Abtretungsvertrag vom 12. November 2003
(Urk. 5/1; vgl. auch Urk. 84) der Beklagten 1 als "erwerbender Partei" die Liegen-
schaft Kat.-Nr. 2 (umfassend die Hauser E.__ -Strasse 1 und 1a) ab. Der
Ubernahmewert des gesamten Grundstiickes wurde auf Fr. 2'500'000.00 festge-

setzt, der durch die Beklagte 1 gemass Vertrag wie folgt zu tilgen war:

- Fr. 800'000.00 durch Ubernahme der Kapitalschuld geméass Schuldbrief;

- Fr. 1'000'000.00 durch Einraumung des der Klagerin gleichentags einge-
raumten Wohnrechts;

- Fr. 700'000.00 als Erbvorbezug.

Vereinbart wurde sodann, dass die Differenz zwischen Ubernahmepreis und
dem Wert des Vertragsobjektes im Zeitpunkt des Erbganges nicht unter der Aus-
gleichspflicht stehe. Die Eigentumsitbertragung wurde auf "heute, unmittelbar im

Anschluss an die Beurkundung dieses Vertrages" festgesetzt.

Unter dem Titel "Personaldienstbarkeit" vereinbarten die Klagerin einerseits
und die Beklagte 1 anderseits Folgendes:

"Die Vertragsparteien vereinbaren folgende Personaldienstbarkeit, welche anlass-
lich der Eigentumsubertragung im Grundbuch einzutragen ist, den bestehenden,
beschrankten dinglichen Rechten ranglich nachgehend:

Lebenslanges Wohnrecht

zugunsten der veraussernden Partei
zulasten des Vertragsobjektes

'C. , geb. 11.12.1942, von H. ...undl. ..., E. -Strasse 1a, ...
F. , steht gemass Art. 776 ff. ZGB das lebenslange und unentgeltliche Wohn-
recht zu am 6stlichen Hausteil (E. -Strasse 1a) des Gebaudes Vers.-Nr. 3. Die

Berechtigte hat die Lasten des gewdhnlichen Unterhaltes zu tragen.'

Moglichkeit zur Umwandlung in eine Rente

Die Wohnrechtsberechtigte hat nach einem Auszug aus der Wohnung (zum Bei-
spiel infolge Umzugs in ein Alters- oder Pflegeheim) das Recht, durch entspre-
chende Anzeige an die erwerbende Partei und Abgabe der Ldschungsbewilligung
gegeniiber dem Grundbuchamt F. auf das Wohnrecht zu verzichten. Fir den
Auszug sind die Bestimmungen des Mietrechts analog anwendbar.



Diesfalls wandelt sich das Wohnrecht in eine lebenslange Rente um, die wie folgt
von der erwerbenden Partei zu bezahlen ist:

Die Rente betragt Fr. 5'000.-- (Franken finftausend) und ist monatlich vorschiissig
zu bezahlen. Die Berechtigte verzichtet auf eine Sicherstellung. Die Rentenschuld
beginnt pro rata mit dem Datum der Abgabe der Léschungsbewilligung und endet
mit dem Tode der Berechtigten.

Die Rente ist weder verpfandbar, abtretbar noch verrechenbar. Sie ist seitens der
Rentenschuldnerin vererblich.

Wenn der Gesundheitszustand der Wohnrechtsberechtigten nach-einem Auszug
eine Ruckkehr als unwahrscheinlich erscheinen lasst, ist die Wohnrechtsberechtig-
te zur Umwandlung und Abgabe der Loschungsbewilligung verpflichtet."

Nach der 6ffentlichen Beurkundung des Abtretungsvertrages nahmen die

Parteien sodann die folgende Grundbuchanmeldung vor (Urk. 5/1 S. 8):

1.4.

"Gemeinde F. ZH
Grundbuch Blatt ...
Kat.-Nr. 2, E. -Strasse 1/1a

1. Eigentumsubertragung

Ubertragung des obbezeichneten Grundstiicks ins Eigentum von A. ,
geb. tt.10.1967.

2. Personaldienstbarkeit
Lebenslanges Wohnrecht zg. C. , geb. tt.12.1942."

Am 23. Oktober 2006 schloss die Beklagte 1 als "veraussernde Partei" mit

dem Beklagten 2 als "erwerbender Partei" einen oOffentlich beurkundeten Vertrag

auf Eigentumsubertragung, und zwar "zur Abgeltung ausserordentlicher Beitrage

(Art.

165 ZGB)" (Urk. 16/1). Unter Hinweis auf die vom Beklagten 2 geleisteten

"ausserordentlichen Beitrége" vereinbarten die Beklagten die Ubertragung des

halftigen Miteigentumsanteils von Kat.-Nr. 2 (E. -Strasse 1 und E. -

Strasse 1a) von der Beklagten 1 auf den Beklagten 2, weshalb die beiden Beklag-

ten seit dem 23. Oktober 2006 je zur Halfte als Miteigentimer von Kat.-Nr. 2 im

Grundbuch eingetragen sind (Urk. 84).

1.5.

Ende Marz 2011 erlitt die Klagerin eine schwere Hirnblutung und musste

hospitalisiert werden (Urk. 2 S. 3, 5; Urk. 15 Rz 34, Urk. 19 S. 7 und 13). In der

Folge kam es zu Spannungen zwischen den Beklagten und D. , dem Le-

benspartner der Klagerin (Urk. 15 Rz 11, Urk. 19 S. 7). Nach monatelanger ge-



sundheitsbedingter Abwesenheit konnte die Klagerin im August 2011 nach Hause
zuruckkehren. In der Zwischenzeit hatten die beiden Beklagten die Schlosser der
Innentire zwischen Garage und dem Hausteil E._ -Strasse 1 und der Zu-
gangsture zum Aufzug zwischen den HausteilenE._ -Strasse1undE. -
Strasse 1a ersetzt, so dass die Klagerin den Aufzug von der Garage aus nicht

mehr erreichen konnte.

1.6. Das Garagengeschoss mit Garage und Tankraum bestand unverandert
schon vor der Erstellung des Hausteils E._ -Strasse 1a im Jahre 1997. Die
Garage wird derzeit wie folgt genutzt: Auf der — von aussen gesehen — linken Ga-
ragenhalfte steht quer zur Wand ein Oldtimer-..., der den Beklagten gehort. Davor
steht ein VW ..., der der Klagerin gehdort. Auf der rechten Garagenhalfte steht ein
den Beklagten gehdrender Personenwagen (vgl. Prot. || S. 11; Fotografien in

Urk. 16/5/1-7).

2. Prozessverlauf

2.1. Bezuglich der Darstellung des Verlaufs des erstinstanzlichen Verfahrens

sei auf das angefochtene Urteil verwiesen (Urk. 66 S. 2-4).

2.2. Das angefochtene Urteil wurde den Beklagten am 29. September 2017 zu-
gestellt (Urk. 61/1). Mit Rechtsschrift vom 26. Oktober 2017 (Urk. 65) erhoben die
Beklagten rechtzeitig Berufung. Die Klagerin beantwortete die Berufung am

29. Januar 2018 (Urk. 73).

2.3. Mit Verfugung vom 1. Marz 2018 wurde die Anwaltin der Klagerin aufgefor-
dert, eine aktuelle Prozessvollmacht inrer Mandantin vorzulegen. Dabei wurde da-
rauf hingewiesen, dass eine durch die Klagerin gemass Art. 360 Abs. 1 ZGB be-
auftragte Person gegebenenfalls nachzuweisen hatte, dass ihr Handeln durch den
Vorsorgeauftrag gedeckt und der Vorsorgeauftrag durch die zustandige KESB im
Sinne von Art. 363 Abs. 2 ZGB genehmigt worden sei (Urk. 77). Innert Frist legte
die Klagerin in der Folge am 13. Marz 2018 (Urk. 80) Folgendes vor:

- Prozessvollmacht der Klagerin vom 13. Marz 2018, unterzeichnet von
D. (Urk. 81);
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- Offentlich beurkundeter Vorsorgeauftrag der Klagerin zugunsten von
D. vom 16. Dezember 2013 (Urk. 82/1);

- Entscheid der KESB des Bezirks Meilen vom 22. Dezember 2016 betref-
fend Validierung des Vorsorgeauftrages (Urk. 82/2);

- Generalvolimacht der Klagerin zugunsten von D. vom 21. November
2013 (Urk. 82/3).

2.4.  Von Amtes wegen wurde beziglich der Liegenschaft E. -Strasse 1
und E. -Strasse 1a eine Eigentumerauskunft eingeholt, die vom Grundbuch-
amt F. am 22. Marz 2018 erstattet wurde (Urk. 84).

2.5. Mit VerflUgung des obergerichtlichen Referenten vom 27. Marz 2018 wurde
von Amtes wegen ein Augenschein angeordnet, und zwar nicht im Sinne eines
Beweismittels, sondern "zum besseren Verstandnis des Sachverhalts" im Sinne
von Art. 181 Abs. 1 ZPO (Urk. 88). Der Augenschein fand am 26. April 2018 statt
(Prot. I S. 10-19). In der Folge wurde den Parteien das Protokoll Gber den Au-
genschein mit Verfligung vom 27. April 2018 zugestellt (Urk. 90). Die Beklagten
ausserten sich mit Eingabe vom 8. Mai 2018 zum erwahnten Protokoll (Urk. 91).

Die Klagerin nahm dagegen nicht Stellung.

2.6. Im Rahmen des Berufungsverfahrens wurde weder ein zweiter Schriften-

wechsel angeordnet noch eine Berufungsverhandlung durchgefihrt.

3. Prozessuales

3.1. Bei den Akten liegt eine Anwaltsvollmacht, welche die Klagerin am

1. September 2015 zugunsten von Rechtsanwaltin Y. und zwei weiteren
nicht im Anwaltsregister eingetragenen Personen ausgestellt hat (Urk. 4). Weiter
liegt ein Entscheid der KESB des Bezirks Meilen vom 22. Dezember 2016 bei den
Akten (Urk. 49). Aus diesem Entscheid geht hervor, dass die KESB davon aus-
geht, dass bei der Klagerin ein Schwachezustand vorliegt. Hingewiesen wird dort
insbesondere auf einen Bericht der Hausarztin der Klagerin vom 4. Januar 2016,
mit dem bestatigt wird, dass die Klagerin "weder geistig noch kérperlich in der La-
ge sei, ihre finanziellen und administrativen Angelegenheiten zu erledigen und in
allen Lebensbereichen auf Unterstiitzung angewiesen sei". Die Klagerin sei na-

mentlich wegen ihrer "kognitiven Einschrédnkungen leicht beeinflussbar"” (Urk. 49
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S. 2). Den Antrag der Beklagten 1, der Tochter der Klagerin, auf Errichtung einer
umfassenden Beistandschaft wies die KESB mit dem erwahnten Entscheid aller-
dings ab, und zwar mit der Begrindung, dass die Klagerin "aus eigenen Stlcken"
mit einem Vorsorgeauftrag fur die notwendige Vorsorge gesorgt habe. Aus dem
Entscheid ergibt sich sodann, dass die KESB mit einem weiteren Entscheid vom
22. Dezember 2016 diesen Vorsorgeauftrag validiert und den von der Klagerin

bezeichneten Vorsorgebeauftragten eingesetzt hat (Urk. 49 S. 2 f.).

3.1.1. Die Frage, ob eine gultige Vollmacht vorliegt, ist als Prozessvoraussetzung
von Amtes wegen zu prufen (Art. 60 in Verbindung mit Art. 59, Art. 67 Abs. 1 und
Art. 68 Abs. 1 ZPO). Die Vorinstanz hat sich zwar mit dieser Frage auseinander-
gesetzt (Urk. 66 S. 11 f.), indessen bindet ihre Beurteilung die Berufungsinstanz
nicht. Nach der Praxis kann gestutzt auf Art. 132 Abs. 1 ZPO die Rechtsmittelin-
stanz namentlich bei alteren oder unbestimmt formulierten Vollmachten jederzeit
die Nachreichung einer aktualisierten und verfahrensspezifischen Vollmacht ver-
langen (BGer 5A_561/2016 vom 22. September 2016, E. 3.3). Mit VerfUgung vom
1. Marz 2018 wurde der Klagerin daher im Sinne von Art. 132 ZPO aufgegeben,
binnen einer Nachfrist von 10 Tagen eine aktualisierte Vollmacht fur ihre Anwaltin
zu den Akten zu geben. In der Folge hat die Klagerin die oben in Erwagung 2.3.

erwahnten Unterlagen einreichen lassen.

3.1.2. Auf Grund der neu eingereichten Unterlagen kann ohne weiteres davon
ausgegangen werden, dass die von der Klagerin mandatierte Anwaltin dazu be-
fugt ist, die Klagerin zu vertreten: Am 16. Dezember 2013 erteilte die Klagerin
dem D.__ einen formgultigen Vorsorgeauftrag. Gemass diesem Vorsorgeauf-
tragistD.  dazu ermachtigt, die Klagerin in jeder Hinsicht zu vertreten. Na-
mentlich wurde ihm die Wahrung aller finanziellen Interessen der Klagerin, ein-
schliesslich der Verwaltung ihres gesamten Vermogens, Ubertragen. Dem Beauf-
tragten kommt sodann die Befugnis fur samtliche "zur Erfullung des Auftrags not-
wendigen Prozesshandlungen” zu (Urk. 82/1). Mit Entscheid vom 22. Dezember
2016 erklarte die KESB des Bezirks Meilen den Vorsorgeauftrag "sofort fur wirk-
sam" (Urk. 82/2, Dispositiv-Ziff. 1). Dievon D.__ am 13. Marz 2018 namens

der Klagerin unterzeichnete Prozessvollmacht zugunsten von Rechtsanwaltin
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Dr.Y. bezieht sich ausdricklich auf den vorliegenden Prozess (Urk. 81).
Sie beruht auf dem wirksam erklarten Vorsorgeauftrag und ist daher rechtsgultig.
Mit dieser Prozessvollmacht werden auch friihere prozessuale Handlungen von

Rechtsanwaltin Dr. Y. nachtraglich genehmigt.

3.2. Die Vorinstanz ist auf die Widerklage insoweit nicht eingetreten, als sie ge-
gen D. gerichtet war. In dieser Hinsicht wurde der Entscheid der Vorinstanz

nicht angefochten, weshalb er in diesem Punkte in Rechtskraft erwachsen ist.

3.3. Das Berufungsverfahren ist ein eigenstandiges Verfahren. Es dient nicht
etwa der Vervollstandigung des vorinstanzlichen Verfahrens, sondern vielmehr
der Uberprifung und Korrektur des erstinstanzlichen Entscheides im Lichte konk-
ret dagegen vorgebrachter Beanstandungen (BGE 142 11l 413 E. 2.2.1). In der Be-
rufungsschrift sind die Behauptungen bestimmt und vollstandig aufzustellen. Zu-
dem muss sie — im Gegensatz zur Klageschrift — nicht nur eine tatsachliche, son-
dern auch eine rechtliche Begrindung enthalten (ZK ZPO-REETZ/THEILER, Art.

311 N 36). Die Beanstandungen am angefochtenen Entscheid haben die Parteien
innert der Berufungs- bzw. Berufungsantwortfrist vollstandig vorzutragen (BGE
142 11l 413 E. 2.2.4 mit Hinweisen). Der Berufungsklager hat mittels klarer und
sauberer Verweisungen auf die Ausfihrungen vor der Vorinstanz zu zeigen, wo er
die massgeblichen Behauptungen, Erklarungen, Bestreitungen, und auch Be-
weisantrage gestellt hat. Es ist nicht Sache der Rechtsmittelinstanz, die Akten und
die Rechtsschriften der Vorinstanz zu durchforsten, um festzustellen, was welche
Partei wo ausgefuhrt hat. Damit ist gesagt, dass die Berufungsschrift weder eine
pauschale Verweisung auf die bei der Vorinstanz eingereichten Rechtsschriften
noch eine neuerliche Darstellung der Sach- oder Rechtslage enthalten darf, wel-
che nicht darauf eingeht, was vor der Vorinstanz vorgebracht worden ist. Mit der
Berufung kénnen unrichtige Rechtsanwendung und unrichtige Feststellung des
Sachverhalts geltend gemacht werden (Art. 310 ZPO). Die Berufungsinstanz ver-
fugt Uber eine umfassende Uberpriifungsbefugnis der Streitsache, d.h. tGiber un-
beschrankte Kognition bezlglich Tat- und Rechtsfragen, einschliesslich der Frage
richtiger Ermessensausibung (BGer 5A_184/2013 vom 26. April 2013, E. 3.1). In
der schriftlichen Berufungsbegrindung (Art. 311 ZPO) ist hinreichend genau auf-
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zuzeigen, inwiefern der erstinstanzliche Entscheid in den angefochtenen Punkten
als fehlerhaft zu betrachten ist bzw. an einem der genannten Mangel leidet (BGE
138 11l 374 E. 4.3.1; BGer 5A_751/2014 vom 28. Mai 2015, E. 2.1). Was nicht
oder nicht in einer den gesetzlichen Begrindungsanforderungen genligenden
Weise beanstandet wird, braucht die Rechtsmittelinstanz nicht zu Gberprifen. Das
gilt zumindest solange, als ein Mangel nicht geradezu ins Auge springt (BGer

4A 258/2015 vom 21. Oktober 2015, E. 2.4.3; BGer 4A_290/2014 vom 1. Sep-
tember 2014, E. 5). Die Anforderungen an die Begrindung einer Berufung gelten
sinngemass auch flir die Begriindung der Berufungsantwort (BGer 4A_580/2015
vom 11. April 2016, E. 2.2. mit Hinweis auf den zur Beschwerdeantwort im bun-
desgerichtlichen Verfahren ergangenen BGE 140 11l 115 E. 2).

3.4. Die Beklagten riigen mit der Berufung die Verletzung ihres Rechts auf Be-
weis. Gemass Art. 150 ZPO sind Gegenstand des Beweises rechtserhebliche
streitige Tatsachen. Jede Partei hat ein Recht darauf, dass das Gericht die von ihr
form- und fristgerecht angebotenen und tauglichen Beweismittel abnimmt

(Art. 152 Abs. 1 ZPO). Wer im Berufungsverfahren der Vorinstanz vorwirft, sie
habe sich Uber diese Grundsatze hinweggesetzt, hat mit der Berufungsschrift dar-
zutun, dass rechtserhebliche streitige Tatsachen in Frage stehen und dass dazu

form- und fristgerecht taugliche Beweismittel genannt wurden.

3.4.1. Die Beklagten rligen, dass kein Augenschein als Beweismittel abgenom-
men wurde. Indessen tun sie mit ihrer Berufung nicht dar, dass durch das Vorge-
hen der Vorinstanz Art. 150 ff. ZPO verletzt wurde. Sie meinen, sie hatten einen
Anspruch auf die Abnahme eines Augenscheins als Beweismittel, weil die einge-
reichten Fotos nur ein unvollstandiges Bild der Verhaltnisse vor Ort zuliessen
(Urk. 65 Rz 9). Ebenso wenig ist dargetan, dass die Vorinstanz form- und fristge-
rechte Beweisantrage der Beklagten Ubergangen hat. Damit sind insbesondere
keine rechtserheblichen streitigen Tatsachen dargetan. Das Beweisverfahren
kann nicht dazu dienen, fehlende Tatsachenbehauptungen zu ersetzen. Spekula-
tionen daruber, zu welchen Ergebnissen der Augenschein geflhrt hatte (vgl.

Urk. 65 Rz 12), helfen nichts. Dass die Berufungsinstanz schliesslich dennoch —

ausserhalb eines formlichen Beweisverfahrens — zum "besseren Verstandnis des
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Sachverhalts" im Sinne von Art. 181 Abs. 1 ZPO einen Augenschein durchgefihrt

hat, andert an dieser Sichtweise nichts.

3.4.2. Weiter rugen die Beklagten, die Vorinstanz habe zu Unrecht auf den "Zeu-
gen- und Parteibeweis" verzichtet (Urk. 65 Rz 16). Sie sagen indessen mit der Be-
rufung mit keinem Wort, welche Zeugen zu welchen rechtserheblichen, streitigen
Tatsachen hatten vernommen werden sollen. Und Gleiches gilt fur die von den
Beklagten ebenfalls monierte fehlende Parteibefragung. Es ist nicht Sache der
Berufungsinstanz, auf Grund dieser kursorischen Hinweise in der Berufungsschrift
in den erstinstanzlichen Rechtsschriften dartiber nachzuforschen, was die Beklag-

ten mit ihrer Rige wohl meinen.

4. Materielles

4.1. Fest steht, dass der Klagerin ein im Grundbuch eingetragenes Wohnrecht
am Gebaude Vers.-Nr. 3 auf dem Grundstuck Kat.-Nr. 2in F.__ zusteht. Es ist
dies eine Personalservitut im Sinne von Art. 776 ZGB. Die Vorinstanz halt dazu
fest, dass keine der Parteien einen Grundbuchauszug, aus dem der im Grund-
buch eingetragene Wortlaut der Dienstbarkeit hervorgeht, ins Recht gelegt habe
(Urk. 66 S. 15). Bei den Akten liegt indessen der Abtretungsvertrag mit der Ver-
einbarung betreffend die Begrindung der Personaldienstbarkeit einschliesslich
des Wortlauts der entsprechenden Grundbuchanmeldung (Urk. 5/1). Keine der
Parteien stellt in Abrede, dass die Personaldienstbarkeit im Sinne dieses Begrin-
dungsaktes Eingang in das Grundbuch gefunden hat. Es ist daher davon auszu-
gehen, dass gemass diesem Eintrag der Klagerin "das lebenslange und unent-
geltliche Wohnrecht ... am 6stlichen Hausteil (E.__ -Strasse 1a) des Gebau-
des Vers.-Nr. 3" zusteht. Weitere Regelungen betreffend den Umfang dieses
Wohnrechtes enthalt der Begriindungsakt und damit auch der Grundbucheintrag

nicht.

Erganzend sei darauf hingewiesen, dass die Beklagten langst nach Akten-
schluss und darum prozessual verspatet mit ihrer Berufung vom 26. Oktober 2017
schliesslich doch noch einen Grundbuchauszug (Urk. 68/1 letzte Seite) betreffend

die Personaldienstbarkeit zu Lasten Kat.-Nr. 2 vorgelegt haben. Auch gemass
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dem Grundbucheintrag steht der Klagerin "das lebenslange und unentgeltliche
Wohnrecht ... am Ostlichen Hausteil (E.___ -Strasse 1a) des Gebaudes Vers.-
Nr. 3" zu. Selbst wenn auf den Grundbucheintrag abgestellt werden durfte, erga-
be sich keine Differenz zum Wortlaut des von den Parteien und der Vorinstanz
herangezogenen Begrundungsaktes. Alle bei den Akten liegenden Dokumente
stimmen in den hier interessierenden Punkten Uberein: Das Wohnrecht der Klage-
rin erfasst den ganzen 6stlichen Hausteil des Gebaudes Vers.-Nr. 3, auch

E.  -Strasse 1a bezeichnet. Dieses Wohnrecht ist "lebenslang" und unent-
geltlich. Insoweit stimmen die Parteidarstellungen auch durchaus tberein (Urk. 65
Rz 20 und Urk. 73 S. 8).

4.2. Im Sinne des ihr zustehenden Wohnrechts steht der Klagerin das Recht zu,
im ganzen 6stlichen Hausteil bzw. im Hausteil E._ -Strasse 1a im Sinne von
Art. 776 Abs. 1 ZGB "Wohnung zu nehmen", d.h. diesen Hausteil zu Wohnzwe-
cken zu nutzen. Gemass Art. 777 Abs. 2 ZGB muss die Klagerin dort aber nicht
alleine wohnen, sondern kann in ihre Wohnung auch ihre Familienangehdrigen
sowie ihre Hausgenossen aufnehmen. Dazu gehort klarerweise auch der Lebens-
partner der Klagerin, D. | mit dem sie seit ca. 30 Jahren zusammenlebt
(MOOSER, BSK-ZGB, Art. 776 N 7).

4.3. Streitig sind im vorliegenden Prozess zwei Fragen: So sind sich die Partei-
en uneinig dartber, ob die Klagerin und ihre Familienangehdrigen bzw. Hausge-
nossen die Garage mitbenutzen durfen. Ferner ist streitig, ob die Klagerin fur-
derhin von der Garage durch das Kellergeschoss des Hauses E.__ -Strasse 1
zum Aufzug gelangen darf, der zum Haus E.__ -Strasse 1a gehort und mit
dem sich jedes Stockwerk dieses Hausteiles erreichen lasst. Diese Fragen sind
nach Massgabe von Art. 777 Abs. 3 ZGB zu beurteilen und die Antwort auf diese
Fragen hangt davon ab, ob die Garage und der weitere Durchgang als Einrich-
tungen zu betrachten sind, die im Sinne dieser Bestimmung "zum gemeinschaftli-
chen Gebrauch" bestimmt sind. Mit dem Wohnrecht belastet ist namlich das ge-
samte Grundstiick Kat.-Nr. 2. Soweit die Parteien bei der Begrindung der Dienst-
barkeit keine ausdricklichen Regelungen getroffen haben, entscheidet sich die

Frage, welche Teile der Liegenschaft "zum gemeinschaftlichen Gebrauch" be-
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stimmt sind, als Rechtsfrage nach dem, was nach der allgemeinen Lebenserfah-
rung in vergleichbaren Situationen als angemessen und vernunftig erscheint. Im
Sinne von MOOSER (BSK-ZGB, Art. 777 N 13) ist davon auszugehen, dass unter
solchen "zum gemeinschaftlichen Gebrauch bestimmten Einrichtungen" nament-
lich "die Treppen, die Eingangshallen, der Waschraum, ein zum Gebaude geho-
render Brunnen, eine Tiefgarage, ein Aufzug, ein Dachkeller oder Keller" zu ver-

stehen sind.

4.4. Bezuglich des Durchgangs zwischen Garage und Aufzug im Hause
E.  -Strasse 1aist die Vorinstanz zum Schluss gekommen, dass die Verbin-
dung zwischen der Garage und dem Zugang zum Aufzug im Hause E.__ -
Strasse 1a als zum gemeinschaftlichen Gebrauch bestimmte Einrichtung im Sinne
von Art. 777 Abs. 3 ZGB zu qualifizieren ist (Urk. 66 S. 17-21, E. 3.1.-3.6.). Die
vorinstanzliche Argumentation Uberzeugt in jeder Hinsicht, weshalb auf sie zu
verweisen ist. Insbesondere bleibt die vorinstanzliche Beurteilung der konkreten
Ortlichkeiten nach dem von der Berufungsinstanz durchgefiihrten Augenschein in
jeder Hinsicht stimmig. Hervorgehoben sei hier nochmals das Argument der Vo-
rinstanz, dass der Aufzug in dem erst nachtraglich erstellten Hausteil E. -
Strasse 1a nur deswegen bis in das Kellergeschoss des Hauses 1 gefuhrt worden
sein konnte, damit das Haus E._ -Strasse 1a durch einen Innenzugang er-
schlossen werden kann. Das musste den Parteien des Abtretungsvertrages von
Anfang an klar gewesen sein. Als die Klagerin die Liegenschaft im Jahre 2003 im
Sinne eines Erbvorbezuges auf die Beklagte 1 Ubertrug, gingen die Beteiligten of-
fensichtlich davon aus, dass kunftig drei Generationen weiterhin unter einem
Dach, aber in zwei Hausteilen leben sollten. Auszuschliessen ist, dass die Ver-
tragsparteien unter solchen Umstanden der im dritten Lebensabschnitt stehenden
Klagerin verwehren wollten, kiinftig Gber den Innenzugang und den Aufzug zu ih-
rem Hausteil zu gelangen. Solches hatte bei der Bestellung des Wohnrechts viel-
mehr ausdrucklich gesagt werden missen, wenn dies die Meinung der Vertrags-
parteien gewesen ware. Im Ubrigen ist darauf hinzuweisen, dass die beiden
Hausteile ohnehin nur teilweise autonom konzipiert sind: So gibt es flr beide
Hausteile nur einen einzigen Tankraum im Bereich der Garage, der zur einzigen
Heizung des Hauses gehort (Prot. 11 S. 11 und S. 12).
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4.5. Auch bezlglich der Garage geht die Vorinstanz davon aus, dass es sich
dabei um eine zum gemeinschaftlichen Gebrauch bestimmte Einrichtung im Sinne
von Art. 777 Abs. 3 ZGB handelt (Urk. 66 S. 21-25, E. 4.1-4.11). Soweit die Vor-
instanz die Klage in diesem Punkte gutgeheissen hat, Uberzeugen ihre Erwagun-
gen auch in diesem Punkte, weshalb auch insoweit auf das vorinstanzliche Urteil
zu verweisen ist: Auch hier stimmen die vorinstanzlichen Darlegungen mit den
Eindricken Uberein, welche die Berufungsinstanz anlasslich des Augenscheins
gewonnen hat, denn grundsatzlich sind beide Hausteile auf die Garage, in der bis
zu drei Personenwagen Platz finden kénnen, in gleicher Art angewiesen. Der Ga-
rage kommt gleichsam die Funktion einer "Klein-Tiefgarage" zu, die eben der ge-
samten Liegenschaft dienen soll. Bezuglich der Garage im Hause E._ -
Strasse 1 steht namentlich fest, dass die Klagerin ihr Fahrzeug seit Jahren in der
fraglichen Garage geparkt hat (Urk. 66 S. 21 mit Hinweis auf Urk. 15 Rz 21). Im
Laufe des in der Folge zwischen den Parteien ausgebrochenen Streits liessen die
Beklagten durch ihren Anwalt der Klagerin mit Schreiben vom 21. September
2011 mit Wirkung ab 18. September 2011, 17.00 Uhr, gar ausdricklich einen
Parkplatz in der Garage zuweisen (Urk. 66 S. 21 f. mit Hinweis auf Urk. 26/9). Der
Vorinstanz ist daher ohne weiteres zu folgen, wenn sie aus diesen Vorgangen
schliesst, dass die Parteien "klar und jahrelang davon ausgegangen sind, dass
die Garage zur Mitbenutzung durch die Klagerin bestimmt ist", weshalb der be-
troffene Gebaudeteil (Tiefgarage) als Einrichtung im Sinne von Art. 777 Abs. 3
ZGB zu qualifizieren ist (Urk. 66 S. 22). Diese Schlussfolgerung liegt im Ubrigen
ganz auf der Linie von Art. 738 Abs. 2 ZGB, nach welcher Bestimmung sich der
Umfang beschrankt dinglicher Rechte auch aus der Art ergeben kann, wie sie
wahrend langerer Zeit und unangefochten ausgetbt worden sind. Den Haustell

E.  -Strasse 1a liess die Klagerin in einem Zeitpunkt erstellen, in dem sie Al-
leineigentumerin der Liegenschaft war. Als die Klagerin die Liegenschaft an ihre
Tochter abtrat, benutzte sie die Garage im Sinne einer Einrichtung, die beiden
Hausteilen zur Verfligung stand. Hatten die nah verwandten Vertragsparteien das
anlasslich der Begriundung des Wohnrechts anders gewollt, so hatten sie das an-
gesichts der tatsachlichen Gegebenheiten ausdrucklich sagen mussen. Sie haben

das nicht getan.
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4.6. Nach dem Gesagten ist davon auszugehen, dass sowohl die Verbindung
zwischen Garage und Aufzug des Hauses E.__ -Strasse 1a als auch die Ga-
rage selbst Einrichtungen sind, die im Sinne von Art. 777 Abs. 3 ZGB zum ge-

meinschaftlichen Gebrauch bestimmt sind. Was die Beklagten mit der Berufung

dagegen vortragen, schlagt nicht durch:

4.6.1. Die Beklagten meinen, dass in beiden Hausteilen alle Infrastrukturen, wel-
che fur ihre Benutzung notwendig seien, vorhanden seien (Urk. 65 Rz 35). Das ist
nur teilweise richtig, verfugen die beiden Hausteile doch nur Uber einen einzigen
Tankraum und auch nur Uber eine einzige Heizung (vgl. Prot. II S. 11 und 12). Im
Ubrigen andert das nichts daran, dass auch dann, wenn beide Hausteile als "in
sich abgeschlossene, voneinander unabhangige Wohneinheiten" zu betrachten
sind, sowohl Durchgang als auch Garage dem gemeinschaftlichen Gebrauch im
Sinne von Art. 777 Abs. 3 ZGB dienen. Andernfalls ware nicht der Aufzug im
Hause E.__ -Strasse 1a bis auf die Ebene des Kellergeschosses des Hauses
E.  -Strasse 1 hinuntergefuhrt worden. Eine Uberzeugende Erklarung, die ei-
nen andern Schluss zuliesse, vermdgen die Beklagten nicht zu geben. Wenn die
Beklagten ausfuhren, dass solche bauliche Massnahmen oft zum Anlass genom-
men wurden, "fur mogliche alternative Nutzungen vorzusorgen" (vgl. Urk. 65

Rz 51), dann erklaren sie nicht, welches denn diese "alternative Nutzung" hier
konkret hatte sein sollen. Es war die Klagerin, welche vor der Abtretung der Lie-
genschaft an ihre Tochter die heute bestehende Liftflihrung veranlasst hatte. Und
es war die Klagerin, die nach erfolgtem Umbau die Liegenschaft ihrer Tochter ab-
trat, um sich kinftig auf ein blosses Wohnrecht zu beschranken. Dass die Liftfuh-
rung im "Stockli" der Klagerin einem erleichterten Zugang zu ihrem Hausteil die-
nen sollte, ist unter diesen Umstanden offensichtlich. Die Meinung der Beklagten
(vgl. Urk. 65 Rz 5), dass es "logisch unmoglich sei", dass Teile des friher beste-
henden Hausteils E.__ -Strasse 1 zu gemeinschaftlichen Einrichtungen beider
Hausteile werden konnten, ist nicht nachzuvollziehen. Erstellt wurde der Hausteil
E.  -Strasse 1a durch die Klagerin, welche Alleineigentiimer der gesamtem
Liegenschaft war. Dass bei Bestellung eines Wohnrechtes fir den Neubau im
Rahmen der Abtretung der Liegenschaft durch die Klagerin auch Teile des Alt-

baus als "zum gemeinschaftlichen Gebrauch bestimmte Einrichtungen" gemass
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Art. 777 Abs. 3 ZGB in Anspruch genommen werden kdnnen, liegt vielmehr auf
der Hand. Das gilt so sehr fur den Aussenzugang wie auch fur den Innenzugang
und die Gargage.

4.6.2. Abwegig ist sodann die mit der Berufung vorgetragene Argumentation der
Beklagten, die Vorinstanz habe tber den Umweg der Definition der "zum gemein-
schaftlichen Gebrauch bestimmten Einrichtungen" der Klagerin ein faktisches
Weg- oder Durchgangsrecht durch den nicht mit dem Wohnrecht belasteten
Hausteil E._ -Strasse 1 zugestanden. Daflr hatte es nach dem Daflrhalten

der Beklagten einer separaten Dienstbarkeit bedurft (Urk. 65 Rz 41).

Der Hausteil E.___ -Strasse 1a wurde von der Klagerin erstellt, als sie Al-
leineigentumerin der ganzen Liegenschaft war. In dieser Eigenschaft hat sie den
Aufzug des Hauses E._ -Strasse 1a bis in das Kellergeschoss des Hauses
E.  -Strasse 1 hinuntergezogen. Das machte nur Sinn, wenn von dort die
Verbindung zur Garage durch das Kellergeschoss des Hauses E._ -Strasse 1
gewahrleistet war. Dieses Kellergeschoss sollte daher kinftig beiden Hausteilen
als Verbindung zur Garage dienen. Weshalb daflr eine Gber das Wohnrecht hin-
ausreichende separate Dienstbarkeit hatte errichtet werden sollen, als sich die
Klagerin dazu entschloss, das ganze Haus im Sinne eines Erbvorbezuges der
Beklagten 1 abzutreten, ist nicht einzusehen. Als Rechtsgrundlage fur den Durch-
gang vom Hause E._ -Strasse 1a zur Garage dient Art. 777 Abs. 3 ZGB voll-

auf.

4.6.3. Die Beklagten anerkennen zwar, dass ihre Mutter und Schwiegermutter auf
Pflege angewiesen ist. Sie monieren indessen mit der Berufung, dass die von der
Klagerin in Anspruch genommenen Pflegepersonen diese "am Arm" begleiteten,
wenn die Klagerin ihren Hausteil fur Arztbesuche, den Besuch des Coiffeurs und
den Besuch der Tagesklinik verlassen musse. Werde das Begehren auf einen In-
nendurchgang gutgeheissen, so wurden diese Pflegepersonen den Innendurch-
gang mit der Klagerin ebenfalls begehen konnen (Urk. 65 Rz 54). Die Beklagte 1
ist zunachst daran zu erinnern, dass sie die Personaldienstbarkeit nicht irgendje-
mandem eingeraumt hat, sondern ihrer eigenen Mutter, und zwar im Gegenzug

zur Ubertragung der ganzen Liegenschaft. Steht der Innenzugang im Sinne von
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Art. 777 Abs. 3 ZGB im gemeinschaftlich genutzten Gebrauch, dann steht er
selbstverstandlich nicht nur der Klagerin offen, sondern auch Personen, welche
die Klagerin besuchen oder betreuen. Im Ubrigen bestatigen die Beklagten mit
dieser Argumentation, dass die Klagerin seinerzeit bei der Erstellung des Haus-
teils E.  -Strasse 1a mit gutem Grund auf der Hohe des Kellergeschosses
des Hauses E.__ -Strasse 1 einen Zugang zum Aufzug errichten liess. Die Be-
klagten werden daher akzeptieren mussen, dass der Durchgang auch von Be-

treuungspersonen der Klagerin benutzt wird.

4.7. Die Beklagten beanstanden mit ihrer Berufung die vorinstanzliche Argu-
mentation Uberdies in verschiedenen weiteren Punkten. So werfen sie der Vorin-
stanz vor, sie habe die "0rtlichen Gegebenheiten" falsch verstanden (Urk. 65

Rz 21-25).

4.7.1. So machen die Beklagten geltend, dass der Innenzugang durch ihre
Waschkuche fuhre, wo mitunter ihre personliche Wasche aufgehangt sei (Urk. 65
Rz 22). Es ist nicht zu erkennen, wo denn hier das Problem liegen soll. Durchaus
zu Recht wies die Vorinstanz darauf hin, dass es bei Mietwohnungen Ublich sei,
dass eine Waschkuche von verschiedenen Parteien gemeinsam benutzt wird. Ei-
ne Wachkuche sei denn auch "keine speziell private Raumlichkeit". Die Benut-
zung des Innenzugangs durch die Klagerin bedeute fur die Beklagten keinerlei
Nutzungseinschrankung (Urk. 66 S. 20 f.). Was die Beklagten mit der Berufung
gegen diese Argumentation vortragen (Urk. 65 Rz 47 f.), ist haltlos. Die Waschku-
che ist und bleibt ein Nebenraum, der nicht zur eigentlichen Wohnung der Beklag-
ten gehort. Bezuglich solcher Raume ist den Beklagten ein Durchgangsrecht der

Klagerin zuzumuten.

4.7.2. Weiter fihren die Beklagten ins Feld, dass sich im Kellergeschoss des
Hausteils E.  -Strasse 1 Geschaftsraume der Gesellschaften "J.
GmbH" und der "K.__ AG" sowie ihre privaten Bastel- und Kellerraume befan-
den. Ferner sei der Gangbereich des Kellergeschosses mit Teppichen sowie
Kommoden, Schranken, Beistelltischen, Sportgeraten und privaten Gegenstanden
ausgestattet und werde von den Beklagten "rege genutzt" (Urk. 65 Rz 22). Auch

diese Vorbringen vermogen zu keiner andern Sichtweise zu fuhren: Die erwahn-
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ten und von den Beklagten beherrschten Gesellschaften (vgl. Handelsregister-
auszuge Urk. 86 und 87) benutzen keine eigentlichen Geschaftsraumlichkeiten
mit zugehdriger Infrastruktur. Ihnen wurden von den Beklagten lediglich einfache
Bastelraume im Bereiche ihres Kellergeschosses zugewiesen (vgl. Prot. Il S. 13).
Nicht einzusehen ist, weshalb die Beklagten nicht einfach an den Turen der ihren
beiden Handelsgesellschaften zugewiesenen Raume sowie an den Turen ihrer
anderen Bastel- und Kellerraumlichkeiten taugliche Schldsser anbringen, so wie
sie das an der Zugangstlre zwischen Garage und Hausteil E._ -Strasse 1
sowie an der Ture zum Vorraum zum Hausteil E._ -Strasse 1a getan haben.
Dass sie den sog. "Vorplatz" im Kellergeschoss mit irgendwelchem Hausrat Gber-
stellt haben (vgl. Prot. Il S. 13 f.), andert nichts daran, dass es sich beim ganzen
fraglichen Geschoss um Kellerraumlichkeiten und damit um Nebenraume handelt.
Den Beklagten stiinde es im Ubrigen frei, an der Treppe zwischen Kellergeschoss
und ihrem Wohnbereich (vgl. Prot. Il S. 15 Mitte) eine Ture anzubringen, um si-

cherzustellen, dass niemand ohne Befugnis ihren Wohnbereich betritt.

4.7.3. Die Beklagten werfen der Vorinstanz sodann vor, sie habe die Konfliktsitua-
tion zwischen den Beklagten einerseits und dem Lebenspartner und andern
Hausgenossen der Klagerin anderseits nicht berucksichtigt (Urk. 65 Rz 26-30 und
Urk. 65 Rz 53 f.). Die Klagerin verharmlose zwar den Konflikt, doch sei unbestrit-
ten, dass diese personlichen Spannungen "zwischen dem Lebenspartner der Be-
rufungsbeklagten und den Berufungsklagern das Zusammenleben der Parteien
ausserst belasten". Der Konflikt aussere sich "in unzahligen verbalen Auseinan-
dersetzungen und Drohungen ..., in welche nicht nur die Berufungsklager und de-
ren Kinder, sondern auch weitere Personen, darunter die Schwester und eine
Freundin der Berufungsbeklagten involviert seien". Hierfur sei von den Beklagten
nebst der Parteibefragung auch der Zeugenbeweis offeriert worden. Ferner sei
von ihnen geltend gemacht worden, "dass latent sogar die Gefahr eines korperlich
ausartenden Konflikts drohe". Der Streit zwischen dem Lebenspartner der Klage-
rin einerseits und den Beklagten anderseits sei vor Vorinstanz "als der zentrale

Ausléser des vorliegenden Verfahrens bezeichnet" worden.
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Mit dieser Argumentation geraten die Beklagten von der sachenrechtlichen
Ebene auf die Ebene der Personlichkeitsverletzung. Der Umstand allein, dass
Nachbarn sich nicht vertragen, vermag sachenrechtliche Anspriche nicht auszu-
schalten. Demgegenuber dienen dem Schutz der Persdnlichkeit die besonderen
Instrumente des Zivilrechts, des Strafrechts oder des Verwaltungsrechts. Mit der
Berufung wird auf keine konkreten Tatsachenbehauptungen hingewiesen, die ei-
nerseits rechtserheblich waren und anderseits von der Vorinstanz Ubergangen
worden sein sollen. Selbst wenn man die mit der Berufung pauschal erwahnten
vorinstanzlichen Tatsachenbehauptungen der Beklagten heranzdge, wurde die
Sache keineswegs konkreter: So fuhrten die Beklagten vor Vorinstanz aus, zwi-
schenihnenund D._ sei es im Jahre 2011 zu einem heftigen Streit gekom-
men, in dessen Verlauf D.__ "den Beklagten unter anderem Vorwdurfe zu de-
ren privaten und geschaftlichen Ausgabeverhalten machte" (Urk. 15 Rz 11). Damit
ist aber noch nicht gesagt, was wirklich geschehen ist. Dazu kommt, dass ein Vor-
fall von der Art, wie er beschrieben wurde, fur die Beklagten das Nebeneinander-
leben mitD.__ indessen noch langst nicht unzumutbar machte. Vage und sehr
wenig konkret ist sodann der weitere Hinweis der Beklagten (vgl. Urk. 15 Rz 11),
dass sie "aus der Natur dieser Vorwurfe" des D._ geschlossen hatten, dass
sich dieser "in Abwesenheit der Beklagten in deren Privatraumen umgesehen und
hierfur den durch die Garage, den Keller und die Privat- und Geschaftsraume der
Beklagten fihrenden Innenzugang benutzt und sich Einblick in deren personliche
und geschaftliche Unterlagen verschafft hatte". Selbst wenn die Beklagten dazu,
wie von ihnen vor Vorinstanz verlangt, im Rahmen eines Beweisverfahrens be-
fragt wurden, bliebe es beim blossen nicht naher substantiierten Verdacht, denn
fehlende Tatsachenbehauptungen lassen sich nicht durch Beweisantrage erset-
zen. Im Ubrigen wurde den Beklagten von der Vorinstanz bereits die zutreffende
Antwort erteilt, indem sie ihnen auseinandersetzte, dass es ihnen "ein Leichtes”
wére, "ihre Geschéftsgeheimnisse vor der Kldgerin zu schiitzen, indem sie die TU-
ren zu den Bliros der eingemieteten Gesellschaften abschliessen” (Urk. 66 S. 20).
Dazu aussert sich die Berufung aber nicht. Nicht hilfreicher sind sodann die Hin-
weise in der erstinstanzlichen Duplik, wonach es ab 2011 "zu unzahligen verbalen

Auseinandersetzungen und Drohungen zwischen den Parteien" gekommen sei,
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welcher Zustand bis heute andauere (Urk. 24 Rz 17). Die Beklagten Ubersehen
auch hier, dass Beweisantrage Tatsachenbehauptungen nicht zu ersetzen ver-
mogen. Uber derart unsubstantiierte Vorbringen, die konkrete Behauptungen
vermissen und statt dessen alles offen lassen, kann kein Beweis abgenommen
werden. Auch die weiteren im Allgemeinen verbleibenden Hinweise, dass es in
den letzten Jahren zu zahlreichen Diskussionen betreffend die Nutzung der Gara-
ge gekommen sei (Urk. 24 Rz 18), andern am Gesagten nichts. So oder anders
werden die Parteien sich damit abzufinden haben, dass sie nun einmal unter dem
gleichen Dache leben. Fur diesen Lebensentwurf haben sich im Jahre 2003 Mut-
ter und Tochter durch den Abschluss eines Abtretungsvertrages mit der damit
verbundenen Bestellung eines Wohnrechts entschlossen. Mit dem blossen Hin-
weis auf Unvertraglichkeiten lasst sich die damals begriindete Nutzungsordnung

nicht andern.

4.8. Zusammenfassend sind die Beklagten gehalten, der Klagerin im Sinne von
Art. 777 Abs. 3 ZGB den Durchgang zum Aufzug zwischen Garage und Haus

E.  -Strasse 1a zu gewahren. Ferner haben sie gestutzt auf die gleiche Be-
stimmung der Klagerin die Mdglichkeit zu geben, die Garage mitzubenutzen. Die
Nutzungseinschrankungen gemass vorinstanzlichem Urteil blieben unangefoch-
ten. Unter diesen Umstanden ist die Berufung bezuglich der Hauptklage abzuwei-
sen; Dispositiv-Ziff. 1 und 2 des angefochtenen Urteils sind daher zu bestatigen
(Art. 318 Abs. 1 lit. a ZPO).

5.  Widerklage

Mit der Widerklage verlangen die Beklagten, dass der Klagerin zu verbieten
sei, ihr Fahrzeug in der Garage ander E._ -Strasse 1 abzustellen. Die Vo-
rinstanz hat die Widerklage zwar mit der Begrindung abgewiesen, dass die Mit-
benutzung der Garage durch die Klagerin eine durch das Wohnrecht der Klagerin
gedeckte Einwirkung auf das Eigentum der Beklagten darstelle (Urk. 66 S. 25).
Die Beklagten halten mit der Berufung an ihrer Widerklage fest (Urk. 65 Rz 60 f.).
Angesichts des Umstandes, dass die Hauptklage bezuglich der Garage grund-

satzlich gutzuheissen ist, ist die Berufung in diesem Punkte unter Hinweis auf die
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Begrindung der Vorinstanz ohne weiteres abzuweisen; Dispositiv-Ziff. 4 des an-
gefochtenen Urteils ist daher zu bestatigen (Art. 318 Abs. 1 lit. a ZPO).

6. Kosten- und Entschadigungsfolgen

6.1. Beidiesem Prozessausgang werden die Beklagten grundsatzlich gemass
Art. 106 Abs. 1 ZPO kosten- und entschadigungspflichtig. Die Vorinstanz geht un-
angefochten von einem Streitwert von Fr. 39'000.00 aus (vgl. Urk. 66 S. 8, 26 f.).
Von diesem Streitwert ist auch fur das obergerichtliche Verfahren auszugehen.
Fur das obergerichtliche Verfahren wird von der Klagerin die Berucksichtigung der

Mehrwertsteuer verlangt. Dem ist zu entsprechen.

6.2. Mitihrem Eventualantrag verlangen die Beklagten allerdings, dass die erst-
instanzlichen Prozesskosten den Parteien je halftig aufzuerlegen seien. Sie be-
grunden das damit, dass die Klagerin unentschuldigt nicht zur Instruktionsver-
handlung vom 8. Dezember 2016 erschienen sei. Diese Instruktionsverhandlung

sei nutzlos gewesen (Urk. 65 Rz 56).

Die von den Beklagten vertretene Auffassung ist haltlos. Richtig ist zwar,
dass die Klagerin entgegen der gerichtlichen Vorladung nicht zur Instruktionsver-
handlung vom 8. Dezember 2016 erschien. Zu dieser Verhandlung erschien aber
ihre Anwaltin, welche das Arztzeugnis von Dr.med. L. vom 5. Dezember
2016 vorlegte, mit dem bescheinigt wurde, dass die Klagerin den Gerichtstermin
aus gesundheitlichen Grinden nicht wahrnehmen kénne (Prot. | S. 11; Urk. 39).
Weiter steht fest, dass bei der Klagerin gemass einem Bericht ihrer Hausarztin
vom 4. Januar 2016 bereits Anfang 2016 erhebliche kognitive Einschrankungen
zu verzeichnen waren (Urk. 49 S. 2). Schliesslich hat die KESB des Bezirks Mei-
len mit ihrem bei den Akten liegenden Beschluss vom 22. Dezember 2016
(Urk. 82/2) nur deshalb von der Errichtung einer umfassenden Beistandschaft ab-
gesehen, weil die Klagerin ihrem Lebenspartner einen Vorsorgeauftrag erteilt hat-
te. Dieses Verfahren bei der KESB wurde notabene von der Beklagten 1 initiiert
(Urk. 49), weshalb die Beklagten im Zeitpunkt der Instruktionsverhandlung bes-
tens Uber die gesundheitlichen Schwierigkeiten der Klagerin orientiert waren. lhr

Antrag betreffend die Regelung der Kostenfolgen erweist sich daher im Sinne von
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Art. 52 ZPO als gegen Treu und Glauben verstossend. Ohne weiteres ist davon
auszugehen, dass die Teilnahme der Klagerin an der fraglichen Gerichtsverhand-
lung undenkbar war, was die Beklagten zweifellos wussten. Fir die Klagerin war
der Prozess daher einzig durch ihre Anwaltin zu fihren. Keine Rede kann davon
sein, dass die Verhandlung vor Bezirksgericht nutzlos gewesen ware: Der be-
zirksgerichtliche Referent hatte den Parteien jedenfalls seine Sicht der Dinge eror-
tert und fUhrte mit ihnen Vergleichsgesprache (Prot. | S. 14 f.); das war gerade
wegen der zwischen den Parteien bestehenden familiaren Bande wichtig. Dass es
schliesslich zu keinem Vergleich kam, tut nichts zur Sache. Damit gibt es keinen
Anlass, die Kostenfolgen auch fur das erstinstanzliche Verfahren anders zu regeln

als nach Obsiegen und Unterliegen.

6.3. Die Beklagten beanstanden weiter, dass die Vorinstanz bei der Bemes-
sung der Parteientschadigung 8% Mehrwertsteuer bericksichtigt habe, obwohl
dies von der Klagerin im vorinstanzlichen Verfahren nicht verlangt worden sei
(Urk. 65 Rz 55). Die Klagerin widerspricht dem mit der Berufungsantwort nicht
(Urk. 73 S. 11 f.). Praxisgemass ist die Mehrwertsteuer nur zu berlcksichtigen,
wenn dies von einer anwaltlich vertretenen Partei ausdrucklich verlangt wird. Un-
ter diesen Umstanden ist die Parteientschadigung fur das vorinstanzliche Verfah-
ren auf Fr. 5'400.00 zu reduzieren. Diese minimale Korrektur am vorinstanzlichen

Urteil rechtfertigt keine weitere Korrektur der Kosten- und Entschadigungsfolgen.

6.4. Zusammenfassend ergibt sich, dass bezlglich der Kosten- und Entschadi-
gungsfolgen die Dispositiv-Ziff. 5, 6 und 7 des angefochtenen Urteils zu bestati-
gen sind. Demgegenuber ist die Parteientschadigung fur das erstinstanzliche Ver-

fahren neu festzusetzen.

6.5. Fur das obergerichtliche Verfahren hat die Klagerin die Berlcksichtigung
der Mehrwertsteuer verlangt (Urk. 73 S. 2). Mit der Vorinstanz ist von einer
Grundgebuhr von Fr. 6'000.00 auszugehen. Sie ist zu reduzieren, weil es um ein
Rechtsmittelverfahren geht und angemessen zu erhéhen wegen des durchgeflihr-
ten Augenscheins. Es rechtfertigt sich daher, die Parteientschadigung fur das Be-
rufungsverfahren auf Fr. 4'500.00 festzusetzen (unter Berlcksichtigung der

Mehrwertsteuer).
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Es wird erkannt:

Bezuglich der Haupt- und der Widerklage wird die Berufung abgewiesen und
die Dispositiv-Ziff. 1, 2 und 4 des Urteils des Bezirksgerichts Meilen vom

26. September 2017 werden bestatigt.

Bezulglich der erstinstanzlichen Gerichtskosten und der Kosten des Schlich-
tungsverfahrens (Dispositiv-Ziff. 5, 6 und 7) wird das Urteil des Bezirksge-
richts Meilen vom 26. September 2017 bestatigt.

Die Beklagten 1 und 2 werden unter solidarischer Haftung verpflichtet, der
Klagerin fur das erstinstanzliche Verfahren eine Parteientschadigung von
Fr. 5'400.00 zu bezahlen.

Die zweitinstanzliche Entscheidgeblhr wird auf Fr. 6'500.00 festgesetzt.
Die weiteren Kosten betragen:

Eigentimerauskunft: Fr. 25.00

Kosten des Augenscheins: Fr. 6.20

Total Kosten: Fr. 6'531.20

Die Gerichtskosten flr das zweitinstanzliche Verfahren werden den beiden
Beklagten je zur Halfte unter Solidarhaftung auferlegt und mit ihrem Kosten-
vorschuss verrechnet. Im Mehrbetrag stellt die Obergerichtskasse

Rechnung.

Die beiden Beklagten werden unter Solidarhaftung verpflichtet, der Klagerin
fur das Berufungsverfahren eine Parteientschadigung von Fr. 4'500.00 zu

bezahlen.

Schriftliche Mitteilung an die Parteien (an die Klagerin unter Beilage des

Doppels von Urk. 91) sowie an die Vorinstanz, je gegen Empfangsschein.

Nach unbenutztem Ablauf der Rechtsmittelfrist gehen die erstinstanzlichen

Akten an die Vorinstanz zurick.



-27 -

8. Eine Beschwerde gegen diesen Entscheid an das Bundesgericht ist innert
30 Tagen von der Zustellung an beim Schweizerischen Bundesgericht,
1000 Lausanne 14, einzureichen. Zulassigkeit und Form einer solchen Be-
schwerde richten sich nach Art. 72 ff. (Beschwerde in Zivilsachen) oder
Art. 113 ff. (subsidiare Verfassungsbeschwerde) in Verbindung mit Art. 42

des Bundesgesetzes uUber das Bundesgericht (BGG).

Dies ist ein Endentscheid im Sinne von Art. 90 BGG.

Es handelt sich um eine vermogensrechtliche Angelegenheit. Der Streitwert betragt
Fr. 39'000.00.

Die Beschwerde an das Bundesgericht hat keine aufschiebende Wirkung.
Hinsichtlich des Fristenlaufs gelten die Art. 44 ff. BGG.

Zurich, 29. Mai 2018

Obergericht des Kantons Zrich
l. Zivilkammer

Die Vorsitzende: Der Gerichtsschreiber:

Dr. L. Hunziker Schnider Dr. M. Nietlispach

versandt am:
sf
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	4.7. Die Beklagten beanstanden mit ihrer Berufung die vorinstanzliche Argumentation überdies in verschiedenen weiteren Punkten. So werfen sie der Vorinstanz vor, sie habe die "örtlichen Gegebenheiten" falsch verstanden (Urk. 65 Rz 21-25).
	4.7.1. So machen die Beklagten geltend, dass der Innenzugang durch ihre Waschküche führe, wo mitunter ihre persönliche Wäsche aufgehängt sei (Urk. 65 Rz 22). Es ist nicht zu erkennen, wo denn hier das Problem liegen soll. Durchaus zu Recht wies die Vo...
	4.7.2. Weiter führen die Beklagten ins Feld, dass sich im Kellergeschoss des Hausteils E._____-Strasse 1 Geschäftsräume der Gesellschaften "J._____ GmbH" und der "K._____ AG" sowie ihre privaten Bastel- und Kellerräume befänden. Ferner sei der Gangber...
	4.7.3. Die Beklagten werfen der Vorinstanz sodann vor, sie habe die Konfliktsituation zwischen den Beklagten einerseits und dem Lebenspartner und andern Hausgenossen der Klägerin anderseits nicht berücksichtigt (Urk. 65 Rz 26-30 und Urk. 65 Rz 53 f.)....
	4.8. Zusammenfassend sind die Beklagten gehalten, der Klägerin im Sinne von Art. 777 Abs. 3 ZGB den Durchgang zum Aufzug zwischen Garage und Haus E._____-Strasse 1a zu gewähren. Ferner haben sie gestützt auf die gleiche Bestimmung der Klägerin die Mög...

	5. Widerklage
	6. Kosten- und Entschädigungsfolgen
	6.1. Bei diesem Prozessausgang werden die Beklagten grundsätzlich gemäss Art. 106 Abs. 1 ZPO kosten- und entschädigungspflichtig. Die Vorinstanz geht unangefochten von einem Streitwert von Fr. 39'000.00 aus (vgl. Urk. 66 S. 8, 26 f.). Von diesem Strei...
	6.2. Mit ihrem Eventualantrag verlangen die Beklagten allerdings, dass die erstinstanzlichen Prozesskosten den Parteien je hälftig aufzuerlegen seien. Sie begründen das damit, dass die Klägerin unentschuldigt nicht zur Instruktionsverhandlung vom 8. D...
	6.3. Die Beklagten beanstanden weiter, dass die Vorinstanz bei der Bemessung der Parteientschädigung 8% Mehrwertsteuer berücksichtigt habe, obwohl dies von der Klägerin im vorinstanzlichen Verfahren nicht verlangt worden sei (Urk. 65 Rz 55). Die Kläge...
	6.4. Zusammenfassend ergibt sich, dass bezüglich der Kosten- und Entschädigungsfolgen die Dispositiv-Ziff. 5, 6 und 7 des angefochtenen Urteils zu bestätigen sind. Demgegenüber ist die Parteientschädigung für das erstinstanzliche Verfahren neu festzus...
	6.5. Für das obergerichtliche Verfahren hat die Klägerin die Berücksichtigung der Mehrwertsteuer verlangt (Urk. 73 S. 2). Mit der Vorinstanz ist von einer Grundgebühr von Fr. 6'000.00 auszugehen. Sie ist zu reduzieren, weil es um ein Rechtsmittelverfa...

	Es wird erkannt:
	1. Bezüglich der Haupt- und der Widerklage wird die Berufung abgewiesen und die Dispositiv-Ziff. 1, 2 und 4 des Urteils des Bezirksgerichts Meilen vom 26. September 2017 werden bestätigt.
	2. Bezüglich der erstinstanzlichen Gerichtskosten und der Kosten des Schlichtungsverfahrens (Dispositiv-Ziff. 5, 6 und 7) wird das Urteil des Bezirksgerichts Meilen vom 26. September 2017 bestätigt.
	3. Die Beklagten 1 und 2 werden unter solidarischer Haftung verpflichtet, der Klägerin für das erstinstanzliche Verfahren eine Parteientschädigung von Fr. 5'400.00 zu bezahlen.
	4. Die zweitinstanzliche Entscheidgebühr wird auf Fr. 6'500.00 festgesetzt. Die weiteren Kosten betragen: Eigentümerauskunft: Fr. 25.00 Kosten des Augenscheins: Fr. 6.20 Total Kosten: Fr. 6'531.20
	5. Die Gerichtskosten für das zweitinstanzliche Verfahren werden den beiden Beklagten je zur Hälfte unter Solidarhaftung auferlegt und mit ihrem Kostenvorschuss verrechnet. Im Mehrbetrag stellt die Obergerichtskasse Rechnung.
	6. Die beiden Beklagten werden unter Solidarhaftung verpflichtet, der Klägerin für das Berufungsverfahren eine Parteientschädigung von Fr. 4'500.00 zu bezahlen.
	7. Schriftliche Mitteilung an die Parteien (an die Klägerin unter Beilage des Doppels von Urk. 91) sowie an die Vorinstanz, je gegen Empfangsschein.
	8. Eine Beschwerde gegen diesen Entscheid an das Bundesgericht ist innert 30 Tagen von der Zustellung an beim Schweizerischen Bundesgericht, 1000 Lausanne 14, einzureichen. Zulässigkeit und Form einer solchen Beschwerde richten sich nach Art. 72 ff. (...

